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Kein Anspruch eines behinderten Menschen auf Gestaltung einer mündlichen Gerichts-
verhandlung in Form eines „online - chats“ von zu Hause aus. 
Die Möglichkeiten, sich im sozialgerichtlichen Verfahren durch einen Bevollmächtigten 
vertreten zu lassen oder sich eines Beistandes zu bedienen, können im Einzelfall den 
Anforderungen des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG genügen. 
 
Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG, §§ 73 Abs. 2 und 7, 106 Abs. 2 SGG, Art. 13 Abs. 1 UNBehRÜbk 
 
Beschluss des BVerfG vom 27.11.2018 – 1 BvR 957/18 – 
Bestätigung des Urteils des LSG Sachsen vom 06.06.2017 – L 9 SB 253/13 ZVW – und des Beschluss 
des BSG vom 21.12.2017 – B 9 SB 61/17 B – 
 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in dem Verfahren über den barrierefreien Zugang zur 
mündlichen Verhandlung zu entscheiden. 
 
Der 1976 geborene Beschwerdeführer leidet an Autismus in Gestalt des Asperger-Syndroms. 
Vor den Sozialgerichten klagte er auf Zuerkennung eines höheren Grades der Behinderung 
ab Geburt und Zuerkennung der Merkzeichen „G“, „B“, „H“ und „RF“ wegen Autismus. Klage 
und Berufung blieben erfolglos. Auf seine Beschwerde wegen Nichtzulassung der Revision wies 
das BSG die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück. Aufgrund 
seiner Erkrankung begehrte der Beschwerdeführer im anschließenden Berufungsverfahren, 
über einen längeren Zeitraum statt bei der mündlichen Verhandlung unmittelbar anwesend 
zu sein, von seinem heimischen Computer aus zu kommunizieren. Dies lehnte das LSG 
Sachsen mit Urteil vom 06.06.2017 – L 9 SB 253/13 ZVW – [juris] ab. Es bot dem Beschwer-
deführer jedoch an, die mündliche Verhandlung durch Übersendung des schriftlichen Sachbe-
richts vorab, sowie durch Kommunikation im Gerichtssaal mittels Computer an seine Bedürf-
nisse anzupassen. Mit seiner daraufhin eingelegten Nichtzulassungsbeschwerde machte der 
Beschwerdeführer unter anderem geltend, das LSG habe ihm den barrierefreien Zugang zur 
mündlichen Verhandlung verwehrt. Die Beschwerde wurde vom BSG mit Beschluss vom 
21.12.2017 – B 9 SB 61/17 B – [juris] als unzulässig verworfen. 
Das BVerfG entschied, die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung anzunehmen, 
da sie keine hinreichenden Erfolgsaussichten habe und die angegriffene Entscheidung Art. 
3 Abs. 3 S. 2 GG nicht verletze. 
Das Benachteiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG erschöpfe sich nicht in der Anordnung, 
Menschen mit und ohne Behinderung rechtlich gleich zu behandeln. Vielmehr könne eine Be-
nachteiligung auch vorliegen, wenn die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung im 
Vergleich zu derjenigen nicht behinderter Menschen durch gesetzliche Regelungen ver-
schlechtert und ihnen dadurch Entfaltungs- und Betätigungsmöglichkeiten vorenthalten wer-
den, die anderen offenstehen. Entsprechende Vorgaben enthalte auch Art. 13 Abs. 1 der UN 
– Behindertenrechtskonvention, die in Deutschland Gesetzeskraft habe und als Ausle-
gungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite der Grundrechte herangezogen wer-
den könne (vgl. Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über 
die Rechte von Menschen mit Behinderung sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13.12.2006 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
vom 21.12.2008 – [BGBl. 2008 II, S. 1419]). Gleichwohl bestünden keine verfassungsrechtli-
chen Bedenken gegen die ablehnende Entscheidung des LSG. Das Begehren des Be-
schwerdeführers, die mündliche Verhandlung nach seinen Vorstellungen auszugestalten, 
werde von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG nicht getragen. Gerichte hätten das Verfahren stets nach 
pflichtgemäßem Ermessen unter Beachtung von Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG so zu führen, dass den 
gesundheitlichen Belangen der Verfahrensbeteiligten Rechnung getragen werde. Diese 
Verpflichtung bestehe jedoch nicht uneingeschränkt. Die durch eine mündliche Verhand-
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lung geschaffene Transparenz und die Wahrung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes zur kor-
rekten Ermittlung des Sachverhalts sei rechtlich unerlässlich. Auch komme der Konzentrati-
onsmaxime mit Blick auf die Verpflichtung des Staates, allen Rechtsschutzsuchenden in an-
gemessener Zeit Rechtsschutz zu gewähren, ein besonderer Stellenwert zu. Gemessen an die-
sen Maßstäben liege nach einer Gesamtwürdigung keine von Verfassungs wegen zu bean-
standende Ungleichbehandlung vor. Die von dem Beschwerdeführer begehrte Ausgestaltung 
der mündlichen Verhandlung stehe im Widerspruch zu den genannten Verfassungsprinzipien. 
Hingegen würden durch die mögliche Bestellung eines Bevollmächtigten oder eines Bei-
standes sowohl die Rechte des Beschwerdeführers als auch die dargelegten Prinzipien ge-
wahrt und in einen schonenden Ausgleich gebracht werden können. 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Nichtannahmebeschluss vom 27.11.2018 – 1 BvR 
957/18 – wie folgt entschieden: 
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